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1 ÜBERBLICK
2 Da eine ordnungsgemäße Klageerhebung einen bestimmten Antrag voraussetzt (§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO), ist es Aufgabe des Klägers, sich vor Erhebung einer Klage die zur Bestimmung seines Antrages erforderlichen Kenntnisse zu verschaffen. 

Unter Umständen "hilft" ihm das Gesetz mit einem Anspruch auf Auskunft oder Rechnungslegung (vgl. etwa §§ 666, 1361 Abs. 4 S. 4, 1379, 1580, 1605, 1686, 1890, 2027, 2028, 2057, 2127, 2314 BGB, § 13 Abs. 7 TMG, § 34 Abs. 1 BDSG, 101 UrhG, 51a GmbHG, 31, 119 Abs. 3, 153, 202 VVG, 836 Abs. 3 ZPO, 87c HGB, 131 Abs. 1 AktG, 84a ArzneimittelG, 2 ArbnErfG, 13, 13a UKlaG), der, falls er nicht freiwillig erfüllt wird, durch Klage geltend zu machen ist. 

Ausnahmsweise greift auch § 242 BGB: 

Bsp. (1): Ob und in welchem Umfang im Rahmen eines Schuldverhältnisses eine Offenbarungspflicht besteht, richtet sich nach Treu und Glauben. Eine Auskunftsanspruch besteht, wenn der eine Teil einen konkreten Wissensvorsprung über Umstände hat, die den Vertragszweck vereiteln können und daher für den anderen Teil von wesentlicher Bedeutung sind (vgl. BGH Urteil vom 28.07.2005 - III ZR 290/04 -).

Bsp. (2): Der erbrechtliche Wertermittlungsanspruch aus § 242 BGB, der sowohl dem Nichterben als auch dem Erben gegen den Beschenkten zustehen kann (vgl. BGHZ 108, 393). 

Bsp. (3): Wenn dem Geschädigten ein Schadensersatzanspruch aus unerlaubter Handlung dem Grunde nach zusteht und lediglich der Inhalt dieses Anspruchs noch offen ist, und der Geschädigte in entschuldbarer Weise über den Schadensumfang im ungewissen ist, der Täter dagegen hierüber unschwer Auskunft geben kann (BGH NJW 1990, 1358)

Bsp. (4): Der Gläubiger hat einen Anspruch gegen den Insolvenzverwalter auf Auskunftserteilung bezogen auf den Stand der durchgeführten Verwertung im Hinblick auf sicherungszedierten Forderungen gemäß § 50 InsO i.V.m. § 242 BGB.

Bsp. (5): Stehen einem Versicherungsnehmer keine Informationen zur Verfügung, aufgrund deren er prüfen kann, ob den gesetzlichen und vertraglichen Regelungen für eine Beteiligung an Überschüssen Rechnung getragen wurde, kann ein Auskunftsanspruch auf Mitteilung der Berechnung und Zuteilung der Überschussbeteiligung nach Treu und Glauben bestehen (Ortmann in Schwintowski/Brömmelmeyer, Praxiskommentar Versicherungsrecht, 2008, § 153 VVG RN 37; BGH Urteil vom 24.03.2010 Az.: IV ZR 296/07).

Bsp. (6): Ein Kommanditist hat ebenso wie der Gesellschafter einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts und einer offenen Handelsgesellschaft einen aus seinem Mitgliedschaftsrecht folgenden Anspruch auf Kenntnis der Identität seines gesellschaftsvertraglichen Vertragspartners (BGH Urteil vom 05.02.2013 - II ZR 134/11).

Dagegen begründet § 840 ZPO keine eigenständige Auskunftsverpflichtung, sondern nur eine Obliegenheit des Drittschuldners. Die Interessen des Pfändungsgläubigers erfordern keinen Anspruch auf die im Gesetz vorgesehene Auskunft des Drittschuldners. Ihnen ist durch den Schadensersatzanspruch nach § 840 Abs. 2 Satz 2 ZPO und dem gegen den Schuldner aufgrund § 836 Abs. 3 ZPO einklagbaren Anspruch auf Auskunft Genüge getan. 

Unterlässt der Drittschuldner die nach § 840 Abs. 1 ZPO geforderten Angaben, so kann der Gläubiger vom Bestehen des gepfändeten Anspruchs ausgehen und diesen ohne Kostenrisiko einklagen. Ergibt die Einlassung des Drittschuldners, dass die geltend gemachte Forderung nicht besteht oder nicht durchsetzbar ist, kann der Pfändungsgläubiger gemäß § 263 ZPO auf die Schadensersatzklage übergehen und erreichen, dass gemäß § 840 Abs. 2 Satz 2 ZPO der Drittschuldner verurteilt wird, die bisher entstandenen Kosten, insbesondere die des Erkenntnisverfahrens über die gepfändete Forderung, in vollem Umfang zu erstatten (vgl. BGH Urteil vom 04.05.2006, Aktenzeichen: IX ZR 189/04).

Verjährung des Auskunftsanspruchs wie die Hauptforderung.
Die Auskunft nach § 260 Abs. 1 BGB erfordert eine eigene und schriftliche verkörperte Erklärung des Schuldners, die jedoch nicht die gesetzliche Schriftform i.S.d. § 126 BGB erfüllen muss und auch durch einen Boten, z.B. einen Rechtsanwalt, an den Gläubiger übermittelt werden darf (Vgl. BGH, Beschluss vom 28.11.2007 - XII ZB 225/05).

Im Fall des § 2314 Abs. 1 BGB kann der Gläubiger zusätzlich verlangen, dass ein notarielles Verzeichnis erstellt wird (BGH NJW 1961, 602).
Ein Anspruch auf Nachweis der Richtigkeit, durch Vorlage von Belegen, besteht - von gesetzlich geregelten Ausnahmefällen (vgl. § 1605 Abs. 1 Satz 2 BGB, auf den die § 1361 Abs. 4 Satz 4, § 1580 Satz 2 BGB verweisen) abgesehen - nicht (vgl. Toussaint in: jurisPK-BGB, § 260 Rn. 10). Zu den von der Rechtsprechung entwickelten Ausnahmefällen im Erbrecht vgl. Palandt/Edenhofer, BGB, 71. Aufl., § 2314 RN 9).
Ist der Kläger mit der erteilten Auskunft nicht zufrieden, kann er darauf klagen, dass der Beklagte die Richtigkeit der erteilten Auskunft an Eides statt versichere (§§ 259 Abs. 2, 260 Abs. 2 BGB). Es muss dann Grund zur Annahme bestehen, dass die Auskunft nicht mit der erforderlichen Sorgfalt erstellt worden ist (vgl. Palandt/Grüneberg, aaO, § 259 RN 13).

Es sind also unter Umständen drei Verfahren erforderlich, bevor der Kläger zu Geld kommt: Auskunftsklage, Klage auf eidesstattliche Versicherung und Leistungsklage. Dass dies nicht prozessökonomisch ist, versteht sich von selbst.

3 Im Interesse der Prozessökonomie ermöglicht die Stufenklage (§ 254 ZPO als Ausnahme von § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO), alle drei Ansprüche in einer Klage (als Sonderfall der objektiven Klagehäufung (vgl. § 260 ZPO) geltend zu machen, über die dann nach und nach durch Teilurteil entschieden wird, wobei über eine neue Stufe immer erst nach rechtskräftigem Abschluss der vorherigen Stufe verhandelt wird.

Da bei der Stufenklage der zunächst noch unbezifferte Zahlungsantrag von Anfang an den Gebührenstreitwert (§ 44 GKG) – nicht dagegen den Zuständigkeitsstreitwert - und damit auch die Gebühren bestimmt, darf die PKH für eine solche Klage oder die Verteidigung gegen sie nicht auf die Auskunftsstufe beschränkt werden, sonst müsste die hilfsbedürftige Partei für den Zahlungsantrag einen Gerichtskostenvorschuss und für ihren Anwalt einen Gebührenvorschuss (§ 9 RVG) zahlen (vgl. Zöller/Philippi, ZPO, 29. Aufl., § 114 Rz. 37). Damit für die Landeskasse nicht die Gefahr besteht, für die Kosten überhöhter Zahlungsanträge aufkommen zu müssen, ist die PKH dabei aber – auch ohne besonderen Ausspruch - auf den Antrag beschränkt, der sich aus der Auskunft ergibt.

4 VERFAHRENSABLAUF
5  AUSKUNFT VORPROZESSUAL NICHT ERTEILT

6  Aber im Verlauf des Rechtsstreits                   

7  AUSKUNFT:                                                     AUSKUNFT:

Es gibt was zu holen                                             Es gibt nichts zu holen

Kläger erklärt Auskunft für                                  Kläger erklärt Auskunft

erledigt und geht zur e.V. oder                             und Leistung für erledigt

zur Leistung über

8 Beklagter schließt sich an/ oder nicht            

9 AUSKUNFT auch nicht im Verlauf des Rechtsstreits erteilt:         

a) Verurteilung zur Auskunft

10 Es gibt was zu holen                                             Es gibt nichts zu holen

    Kläger erklärt Auskunft für                                  Kläger erklärt Auskunft 

    erledigt und geht zur e.V. oder                             und Leistung für erledigt

     zur Leistung über.

b) Die Klage wird abgewiesen

aa) Nur der Auskunftsantrag durch Teilurteil, etwa weil die erteilte Auskunft ausreichend war oder 

bb) die Klage insgesamt durch (End)urteil, weil kein Anspruch auf Auskunft besteht.

11 Eidesstattliche Versicherung

12 Leistungsstufe

13 AUSKUNFT VORPROZESSUAL ERTEILT

14 AUSKUNFT
15 In aller Regel gehen der Stufenklage bruchstückhafte Auskünfte voraus, weshalb sich die Frage stellt, ob der Auskunftsanspruch erfüllt ist. Nach § 362 BGB ist das der Fall, wenn der zur Auskunft Verpflichtete die von ihm geschuldete Leistung bewirkt hat, also auch dann, wenn der Kläger der erteilten Auskunft misstraut oder sie gar für unwahr hält. In diesem Fall muss er auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung klagen (Vollstreckung nach § 888 ZPO). 

Für die Fälle einer vor Klageerhebung lückenhaften oder nicht nachvollziehbaren Auskunft bleibt dagegen die Klage auf Auskunft (Vollstreckung nach § 888 ZPO).

16 Unterstellt, die Auskunft wurde im Laufe des Prozesses ordnungsgemäß erteilt, stellt sich die Frage, ob die erteilte Auskunft für den Kläger positiv (es gibt was zu holen) oder negativ (es gibt nix zu holen) ist.

17 Gibt es was zu holen, wird der Kläger regelmäßig den Auskunftsanspruch für erledigt erklären und beantragen, Termin zur Verhandlung über den Antrag auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung oder über den Antrag auf Leistung (meist Zahlung) zu bestimmen.

18 Schließt sich der Beklagte an, werden die auf den Auskunftsanspruch entfallenden Kosten am Ende, und zwar bei den Nebenentscheidungen, des Schlussurteils über den Zahlungsantrag nach § 91a ZPO verteilt. Dies ist ganz h.M. und hat nichts damit zu tun, ob der Auskunftsanspruch als bloßes Hilfsmittel zur konkreten Bezeichnung des Leistungsanspruchs (das schließt doch nicht aus § 91a ZPO bei der Kostenentscheidung zu berücksichtigen, vgl. BGH NJW 1991, 1893) oder als selbständiges Klagebegehren angesehen wird (kein 91a - Beschluss wegen des Grundsatzes der Einheit der Kostenentscheidung, Rixecker, MDR 1985, 633).

19 Schließt sich der Beklagte nicht an, dann soll jedenfalls nach herrschender Rechtsprechung (BGH MDR 2001, 408) die Erledigung nicht festgestellt werden können. Der Auskunftsanspruch sei lediglich ein Hilfsmittel zur konkreten Bezeichnung des Leistungsanspruchs und kein selbständiges Klagebegehren. Hält der Kläger seinen Feststellungsantrag (einseitige Erledigungserklärung) gleichwohl aufrecht, wird die Klage insoweit abgewiesen.

20 Gibt es nix zu holen, hat der Kläger zwei Möglichkeiten.

a) Entsprechend § 269 Abs. 3 Satz 3 ZPO kann der Kläger die Klage zurücknehmen. Mit der Erteilung der zunächst verweigerten Auskunft ist der „Anlass“ für den Leistungsantrag weggefallen. Die Stufenklage war zwar  rechtshängig, jedoch fehlte noch die erforderliche Bezifferung und es bestand das Verfahrenshindernis der sukzessiven Verhandlung. Daher ist § 269 Abs. 3 Satz 3 ZPO entsprechend anwendbar (vgl. Zöller/Vollkommer, aaO, § 91a  Rz. 58 „Stufenklage“)

b) Der Kläger kann nicht nur den Auskunftsanspruch (bloßes Hilfsmittel), sondern den Rechtsstreit insgesamt für erledigt erklären.

21 Schließt sich der Beklagte an, 91a - Beschluss.

22 Schließt sich der Beklagte nicht an, soll nach der herrschenden Rechtsprechung

- die Erledigung des Auskunftsanspruches nicht festgestellt werden können (bloßes Hilfsmittel)

- die Erledigung des Zahlungsanspruchs nicht festgestellt werden können, weil dieser von Anfang an unbegründet war,

- aber im Wege der Klageänderung (§ 263 ZPO) festgestellt werden können, der Beklagte sei gemäß §§ 280 Abs. 2, 286 Abs. 1 BGB verpflichtet, die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. Denn der Beklagte sei mit der Erteilung der Auskunft in Verzug gewesen; infolge des Verzugs seien die Prozesskosten entstanden (vgl. BGH NJW 1994, 2895; insofern Wahlrecht vgl. BGH Urteil vom 18.04.2013 III ZR 156/12).
Beachte bei gesetzlichen Unterhaltsansprüchen § 243 S. 2 Nr. 2 FamFG.

23 Wird die Auskunft im Laufe des Prozesses nicht erteilt, kommen Sie um ein Urteil nicht herum.

24 Beachten Sie zum Rubrum: Das Urteil ist ein Teilurteil und wird als solches bezeichnet.

25 Beachten Sie zum Tenor: Der Beklagte wird in der Hauptsache etwa wie folgt zur Auskunft verurteilt:
"Der Beklagte wird verurteilt, dem Kläger ein Verzeichnis der Nachlassgegenstände des am 9. September 2002 in Saarbrücken verstorbenen Karl Napp vorzulegen."
Kein Kostentenor, weil Teilurteil, aber vorläufig vollstreckbar nach allgemeinen Regeln. Unterstellt, der Wert des Nachlasses von Karl Napp betrage 400.000,00 EUR, also etwa wie folgt:
"Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar“ (bei der Abgrenzung §§ 708 Nr. 11 - 711 ZPO müsste es auf das Abwehrinteresse des Beklagten, d.h. die Frage: "Was es kostet den Beklagten, die Auskunft zu erteilen?", ankommen. Denn es geht um die Frage, welcher Schaden dem Beklagten durch die Verurteilung zur Erteilung der Auskunft droht). 
Der Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung von 100.000,00 EUR abwenden (hierbei müsste es auf das Auskunftsinteresse des Klägers ankommen, denn es geht um die Frage, welcher Schaden dem Kläger durch die Nichtvollstreckung droht), wenn nicht der Kläger Sicherheit in Höhe von 100.000,00 EUR  leistet."
26 Beachten Sie zur Zulässigkeit: Weil Sonderfall der objektiven Klagehäufung, sind die Zulässigkeitsvoraussetzungen für jede Stufe gesondert zu prüfen. Allerdings ist hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit von einer Annexkompetenz kraft Sachzusammenhangs des für den Leistungsanspruch zuständigen Gerichts auszugehen. Und für den Zuständigkeitsstreitwert gilt § 5 ZPO. Die Streitwerte der drei Stufen sind also zusammenzurechnen:

- Auskunft (1/10 - 1/4 der Höhe des erhofften Zahlungsanspruchs)

- eidesstattliche Versicherung (dito)

- Leistung (Höhe des erhofften Zahlungsanspruches - gegebenenfalls Schätzung nach § 3 ZPO)

27 Beachten Sie zur Begründetheit: Auskunftsansprüche s.o. Rn 2.

28 Ist der Beklagte mit dem stattgebenden Urteil nicht zufrieden, ist ihm zu empfehlen, vor der Einlegung der Berufung BGH GrZS NJW 1995, 664 zu lesen und die Auskunft zu erteilen. Die Berufung ist nämlich regelmäßig unzulässig. Der Wert des Beschwerdegegenstandes bemisst sich nach dem Abwehrinteresse des Beklagten, d.h. in aller Regel: Was es kostet den Beklagten, die Auskunft zu erteilen (selten mehr als 600,00 EUR!)?

29 Gibt es nach der Auskunft was zu holen, wird der Kläger beantragen, Termin zur Verhandlung über den Antrag auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung oder über den Antrag auf Zahlung zu bestimmen.

30 Gibt es nach der Auskunft nix zu holen, wird der Kläger den Rechtsstreit insgesamt für erledigt erklären.

31 Besteht kein Auskunftsanspruch, kommt es darauf an, woran der Auskunftsanspruch

scheitert: je nachdem ist entweder:

- der Auskunftsanspruch durch Teilurteil abzuweisen, etwa dann, wenn erfüllt, oder

- die Klage insgesamt abzuweisen, etwa dann, wenn kein Auskunftsanspruch,

weil Pflichtteilsanspruch verjährt.

32 Wenn nur der Auskunftsanspruch abgewiesen wird, wird die Berufung in aller Regel zulässig sein. Denn der Wert des Beschwerdegegenstandes bemisst sich in diesem Fall nach dem Auskunftsinteresse des Klägers (1/10 - 1/4 des von dem Kläger erhofften Zahlungsanspruchs (meist mehr als 600,00 EUR!).

33 SONDERFALL: SÄUMNIS des BEKLAGTEN: Teilversäumnisurteil hinsichtlich der jeweils zur Verhandlung anstehenden Stufe.

34 SONDERFALL: SÄUMNIS des KLÄGERS: Versäumnisurteil hinsichtlich aller noch zur Verhandlung anstehenden Stufen.

35 EIDESSTATTLICHE VERSICHERUNG
36 BEACHTE VORAB: Nur die vollständige Erteilung der Auskunft kann im Wege der Zwangsvollstreckung nach § 888 ZPO durchgesetzt werden, nicht dagegen deren Richtigkeit.

Hat der zur Auskunft Verpflichtete die von ihm geschuldete Leistung bewirkt, misstraut der Auskunftsberechtigte  der erteilten Auskunft aber oder hält er sie gar für unwahr, muss er auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung klagen (§§ 260 Abs. 2, 261 BGB).

37 BEACHTE VORAB: Hat der Kläger keine Bedenken gegen die Auskunft, kann er sofort zur Leistung übergehen. Den angekündigten Antrag auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung kann er ohne Rücknahme fallen lassen und direkt den Zahlungsantrag stellen (BGH NJW 2001, 833).

38 Beachten Sie zum Rubrum: Das Urteil ist ein Teilurteil und wird als solches bezeichnet.

39 Beachten Sie zum Tenor: Der Beklagte wird in der Hauptsache etwa wie folgt zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung verurteilt:
"Der Beklagte wird verurteilt, zu Protokoll an Eides Statt zu versichern, dass er nach bestem Wissen und Gewissen den Bestand des Nachlasses des am 9. September 2002 in Saarbrücken verstorbenen Karl Napp angegeben hat, als er dazu imstande war."
40 Beachten Sie zum Tatbestand: Das streitige Klägervorbringen ist in aller Regel nur dann verständlich, wenn sie vorab das Teilurteil über die Auskunftsverpflichtung mitgeteilt haben.

41 Beachten Sie zur Begründetheit: Weil der Auskunftsanspruch in aller Regel "über eine mit "Einnahmen oder Ausgaben verbundene Verwaltung" (§ 259 Abs. 1 BGB) zu erteilen bzw. "über den Bestand eines Inbegriffs von Gegenständen" (§ 260 Abs. 1 BGB) Auskunft zu erteilen ist, ergibt der Anspruch auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung in aller Regel aus §§ 259 Abs. 2, 260 Abs. 2 BGB.

42 Ansonsten alles entsprechend oben Rz. 14 ff..

43 LEISTUNG
44 Beachten Sie zum Rubrum: Das Urteil ist ein Schlussurteil und wird als solches bezeichnet.

45 Beachten Sie zum Tatbestand: Das streitige Klägervorbringen ist in aller Regel nur dann verständlich, wenn sie vorab das Teilurteil über die Auskunftsverpflichtung bzw. die Teilurteile über die Auskunftsverpflichtung und e.V. mitgeteilt haben.

46 Beachten Sie zur Begründetheit:

47 Mit der Erhebung der Stufenklage sind alle Ansprüche rechtshängig geworden mit der Folge, dass die Verjährung aller Ansprüche nach § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB iVm § 167 ZPO gehemmt wurde.

48 Für den Gebührenstreitwert enthält § 44 GKG eine Sonderregelung - anders als bei dem Zuständigkeitsstreitwert (§ 5 ZPO) - werden die Streitwerte der drei Stufen nicht zusammengerechnet. Vielmehr bestimmt sich die Gebühr nach dem Anspruch mit dem höchsten Wert. Das ist regelmäßig der Leistungsanspruch. 

Die anwaltliche Terminsgebühr berechnet sich – anders als die das Verfahren insgesamt betreffenden Gebühren – nach dem Wert derjenigen Verfahrensstufe, in der sie angefallen ist, hier also nach dem Wert der Auskunftsstufe (vgl. OLG Saarbrücken, Beschl. v. 9.9.2009 – 9 WF 89/09 – NJOZ 2010, 1685). Das betrifft insbesondere die „stecken gebliebene Stufenklage.“

Das Ausmaß des Obsiegens und Unterliegens wird nicht allein nach dem Ausmaß des Obsiegens und Unterliegens mit dem Leistungsanspruch bestimmt. Vielmehr wird das Unterliegen auf jeder Stufe festgestellt. Um die Kostenquote zu erhalten, sind die sich ergebenden "Unterliegenskosten", nach Heller und Pfennig ausgerechnet, auf Seiten einer jeden Partei zusammenzurechnen und zu einem fiktiven Kostenstreitwert, der aus der Summe der Streitwerte der aufgerufenen Stufen gebildet wird, ins Verhältnis zu setzen (vgl. ungemein anschaulich: Rixecker, MDR 1985, 633). Das bedeutet insbesondere: Bei Erfolg des Auskunftsanspruches und Abweisung des Leistungsantrages ist nach Maßgabe der unterschiedlichen Streitwerte zu quoteln.

49 BESTE DARSTELLUNG
50 Diese; lesen Sie ergänzend weiter Lüke (Sohn), Die Stufenklage, JuS 1995, 143 ff.; Rixecker, Die Erledigung im Verfahren der Stufenklage, MDR 1985, 633 ff, und als Musterklausur, Gürtler, JuS 1994, 691 ff..

51 ANWALTSKLAUSUR
52 Fällt mir nichts ein, was nicht schon oben gesagt wäre.

53 BESTE DARSTELLUNG
54 Erneut: Diese; bislang einzige Darstellung speziell der Stufenklage bei Anders/Gehle, Das Assessorexamen im Zivilrecht, Rz. 559a ff.

Urkunden-, Scheck und Wechselprozess
A. Ein Anspruch, welcher die Zahlung einer bestimmten Geldsumme oder die Leistung einer bestimmten Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenstand hat, kann im Urkundenprozess geltend gemacht werden, wenn sämtliche zur Begründung des Anspruchs erforderlichen Tatsachen durch Urkunden bewiesen werden können. 2Als ein Anspruch, welcher die Zahlung einer Geldsumme zum Gegenstand hat, gilt auch der Anspruch aus einer Hypothek, einer Grundschuld, einer Rentenschuld oder einer Schiffshypothek (§ 592 ZPO).

Der Urkundenprozess ermöglicht es dem Kläger schnell zu einem vollstreckbaren Vorbehaltsurteil zu kommen. Denn die Beweisaufnahme ist auf die Vorlage von Urkunden und auf die Parteivernehmung beschränkt (§ 595 Abs. 2 ZPO). Außerdem sind verfahrensverzögernde Widerklagen nicht statthaft (§ 595 Abs. 2 ZPO).

Die Vorschriften gelten in Familienstreitsachen entsprechend (§ 113 Abs. 2 FamFG.

Voraussetzungen:

A. I. Die allgemeinen Prozessvoraussetzungen und sonstige prozessuale Fragen werden wie sonst von Amts wegen geprüft.

II. Die Klage muss die Erklärung enthalten, dass im Urkundenprozess geklagt wird (§ 593 ZPO).

B. I. Die Klage muss die Zahlung einer bestimmten Geldsumme oder die 

Leistung einer bestimmten Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenstand haben oder einen Anspruch aus einer Hypothek, einer Grundschuld, einer Rentenschuld oder einer Schiffshypothek.

II. Die anspruchsbegründenden Tatsachen müssen - wenn sie 

beweisbedürftig sind - durch vorzulegende Urkunde bewiesen werden. 

Selbst wenn alles unstreitig ist – oder der Beklagte säumig ist – muss mindestens eine Urkunde zum Anspruchsgrund vorgelegt werden (vgl. BGHZ 62, 286, 292). 

Wird eine anspruchsbegründende Tatsache nicht oder nicht vollständig 
durch eine Urkunde bewiesen oder überhaupt keine Urkunde vorgelegt, ist 

die Klage als unstatthaft abzuweisen (§ 597 Abs. 2 ZPO). 

Ist die Klage unschlüssig oder aufgrund einer Einwendung des Beklagten unbegründet, wird sie durch Sachurteil abgewiesen (§ 597 Abs. 1 ZPO).

Fehlt es an einer der unter B I. und  B II. genannten Voraussetzungen, wird die Klage – auch bei Säumnis des Beklagten - durch Prozessurteil als im Urkundenprozess unstatthaft abgewiesen (§ 597 Abs. 2 ZPO).

III. Schlüssigkeit der Klage.

IV. Erheblichkeit des Beklagtenvortrags?

1. Vorfrage: Hat der Beklagte dem geltend gemachten Anspruch widersprochen? Widerspruch ist jede Verteidigung gegen den materiell rechtlichen Anspruch. Rechtsfolge: Wenn der Beklagte im Urkundenprozess verurteilt wird ist ihm die Ausführung seiner Rechte im Nachverfahren vorzubehalten.

2. Allgemeine Prüfung der Erheblichkeit des Beklagtenvortrags

VII. Beweisstation: 

1. Wenn nicht alle anspruchsbegründenden und beweisbedürftigen Tatsachen durch Urkunden bewiesen sind, wird die Klage durch Prozessurteil als im Urkundenprozess unstatthaft abgewiesen (§ 597 Abs. 2 ZPO).

2. Der Beklagte muss seine beweisbedürftigen Einwendungen entweder durch Urkunden beweisen oder Antrag auf Parteivernehmung gemäß §§ 445, 447 ZPO stellen (vgl. BGH NJW 1985, 2953). Wird der Beweis nicht auf diese Art geführt, werden die Einwendungen des Beklagten durch Prozessurteil als im Urkundenprozess unstatthaft abgelehnt (§ 598 ZPO).

Unbegründete Einwendungen des Beklagten sind in den Gründen des Vorbehaltsurteils endgültig, also mit Wirkung für das Nachverfahren als unbegründet zurückzuweisen (vgl. BGH WM 1979, 272). Allerdings können im Nachverfahren neue Tatsachen zur Begründung der Einwendungen des Beklagten vorgetragen werden.

Beachte: Der Beklagte kann nach Erlass des Vorbehaltsurteils beim Gericht der Hauptsache beantragen, die Zwangsvollstreckung aus dem Vorbehaltsurteil bis zum Abschluss des Nachverfahrens einstweilen einzustellen (§ 707 Abs. 1 ZPO).

Um die Rechtskraft des Vorbehaltsurteils zu verhindern bleibt dem Beklagten nur die Möglichkeit der Berufung. 

Daneben besteht die Möglichkeit der Vollstreckungsgegenklage (§ 767 Abs. 1 ZPO) verbunden mit einem Antrag auf Einstellung der Zwangsvollstreckung (§ 769 Abs. 1 ZPO).

B. Das Nachverfahren (§ 600 Abs. 1 ZPO).
Das Nachverfahren bildet mit dem Urkundenprozess eine prozessuale Einheit. 

Es beginnt mit dem Erlass des Vorbehaltsurteils ohne Rücksicht auf seine Rechtskraft.

Das Vorbehaltsurteil hat bindende Wirkung für das Nachverfahren (§ 318 ZPO), soweit es nicht auf den Beschränkungen der Beweismittel im Urkundenprozess beruht. Bindend bejaht sind die allgemeinen Prozessvoraussetzungen, die Schlüssigkeit der Klage.

Keine Bindung soweit der Beklagte erstmals eine Tatsache bestreitet, neue Tatsachen vorträgt oder die Einrede der Verjährung erhebt, weil diese noch nicht Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung im Vorbehaltsurteil war (vgl. BGH NJW-RR 1992, 254).

Entscheidung im Nachverfahren:

1. Sind die Einwendungen des Beklagten unbegründet oder ist der Beklagte säumig (§ 600 Abs. 3 ZPO), ist das Vorbehaltsurteil unter Wegfall des Vorbehalts aufrechtzuerhalten, die weiteren Kosten trägt der Beklagte. 

Für die vorläufige Vollstreckbarkeit gilt § 708 Nr. 5 ZPO. 

2. Sind die Einwendungen des Beklagten begründet oder ist der Kläger säumig 

(§ 600 Abs. 3 ZPO), ist das Vorbehaltsurteil aufzuheben und die Klage abzuweisen. 

Über die Kosten ist neu zu entscheiden. 

Die Vollstreckbarkeit des rechtskräftigen Vorbehaltsurteils kann unter Vorlage des die Klage abweisenden Urteils aus dem Nachverfahren gemäß §§ 775 Nr. 1, 776 ZPO angegriffen werden (vgl. Thomas/Putzo, aaO, § 717 Rz. 5). 

Analog § 371 BGB kann – und sollte generell - auch die Herausgabe des Originaltitels begehrt werden (vgl. BGH NJW 1994, 1161).

Vollstreckt der Kläger aus einem Vorbehaltsurteil, das im Nachverfahren aufgehoben wird, kann der Beklagte Schadensersatz gemäß §§ 600 Abs. 2, 302 Abs. 4 Satz 3 ZPO verlangen.

1. Fall: Der Kläger klagt auf Kaufpreiszahlung aus Kaufvertrag und legt als Beweis für das Zustandekommen des Kaufvertrages eine Rechnung über den Kaufpreis vor. Der Beklagte bestreitet das Zustandekommen des Vertrages. 

Die Klage ist – auch bei Säumnis des Beklagten - als im Urkundenprozess unstatthaft abzuweisen (§ 597 Abs. 2 ZPO), denn mit der Rechnung über den Kaufpreis lässt sich keine anspruchsbegründende Tatsache (hier: Angebot und Annahme) beweisen. Die Klage ist als unstatthaft abzuweisen (§ 597 Abs. 2 ZPO). Dadurch ist der Kläger nicht gehindert, seinen Anspruch erneut im ordentlichen Verfahren geltend zu machen.

2. Fall: Der Versicherungsnehmer einer privaten Krankentagegeldversicherung behauptet, er sei zu 100 % arbeitsunfähig erkrankt. Er legt der Versicherung eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung eines Arztes vor, wozu er nach den Versicherungsbedingungen verpflichtet ist. Die Versicherung verweigert die Zahlung von Krankentagegeld mit der Begründung der Versicherungsnehmer sei nicht krank. Der Versicherungsnehmer klagt im Urkundenprozess und stützt seinen Anspruch auf die Vorlage des Versicherungsvertrages und der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. 

Die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist als Urkunde zum Nachweis des Versicherungsfalls ungeeignet. Mit ihrer Vorlage erfüllt der Versicherungsnehmer nur eine Obliegenheit aus dem Versicherungsvertrag. Damit wird die Leistung zwar fällig, die Anspruchsvoraussetzungen sind aber nicht nachgewiesen (vgl. BGH VersR 2000, 841). Denn Privaturkunden erbringen nur Beweis dafür, dass die in ihnen enthaltenen Erklärungen von den Ausstellern abgeben worden sind (§ 416 ZPO), nicht dagegen, dass in ihnen enthaltenen Erklärungen inhaltlich richtig sind (vgl. BGH NJW 2002, 2707).

Ergebnis: Die Klage ist als unstatthaft abzuweisen (§ 597 Abs. 2 ZPO). Dadurch ist der Kläger nicht gehindert, seinen Anspruch erneut im ordentlichen Verfahren geltend zu machen.

Beachte: Die Benennung des behandelnden Arztes im normalen Zivilprozess würde im Ergebnis nicht weiterhelfen. Es ist nicht Aufgabe eines Zeugen, auf Grund von Erfahrungssätzen oder besonderen Fachkenntnissen Schlussfolgerungen aus einem feststehenden Sachverhalt zu ziehen oder dem Gericht allgemeine Erfahrungssätze oder besondere Kenntnis in einem jeweiligen Wissensgebiet zu vermitteln (vgl. BGH VI ZR 254/05, Urteil vom 20. März 2007).

Die Zeugen können lediglich Anknüpfungstatsachen bekunden, aufgrund derer ein Sachverständiger ein Gutachten erstellen kann. Das gilt auch für den sachverständigen Zeugen (§ 414 ZPO).

Beachte weiter: Es ist Aufgabe des Tatrichters, Gutachten gerichtlich bestellter Sachverständiger sorgfältig und kritisch zu würdigen und auf die Ausräumung möglicher Unvollständigkeiten, Unklarheiten und Zweifel hinzuwirken (BGH Urteil vom 3. Dezember 2008 - IV ZR 20/06). Dazu kann es geboten sein, ein weiteres Gutachten einzuholen, insbesondere wenn das Gutachten des gerichtlichen Sachverständigen insgesamt oder zumindest in einzelnen Punkten zu vage und unsicher erscheint.

Der Tatrichter darf ein Privatgutachten verwerten, hierbei aber nicht außer acht lassen, dass es sich grundsätzlich nicht um ein Beweismittel im Sinne der §§ 355 ff. ZPO, sondern um (qualifizierten) substantiierten Parteivortrag handelt. Eine eigene Beweisaufnahme des Gerichts, insbesondere die Einholung eines gerichtlichen Sachverständigengutachtens, wird durch ein Privatgutachten allenfalls dann entbehrlich gemacht, wenn der Tatrichter allein schon aufgrund dieses substantiierten Parteivortrags ohne Rechtsfehler zu einer zuverlässigen Beantwortung der Beweisfrage gelangen kann. Als Sachverständigengutachten im Sinne eines Beweismittels kann ein Privatgutachten nur mit Zustimmung beider Parteien herangezogen werden (vgl. BGH, Urteil vom 11. Mai 1993 - VI ZR 243/82). 

Legt eine Partei ein privat eingeholtes (medizinisches) Gutachten vor, das im Gegensatz zu den Erkenntnissen des gerichtlich bestellten Sachverständigen steht, so ist vom Tatrichter besondere Sorgfalt gefordert. Er darf in diesem Fall den Streit der Sachverständigen nicht dadurch entscheiden, dass er ohne einleuchtende und logisch nachvollziehbare Begründung einem von ihnen den Vorzug gibt. Insbesondere bietet sich die mündliche Anhörung des gerichtlichen Sachverständigen gemäß § 411 Abs. 3 ZPO an. Ein Antrag der beweispflichtigen Partei ist dazu nicht erforderlich. Zweckmäßigerweise hat das Gericht den Sachverständigen unter Gegenüberstellung mit dem Privatgutachter anzuhören, um dann entscheiden zu können, wieweit es den Ausführungen des Sachverständigen folgen will. Wenn der gerichtlich bestellte Sachverständige weder durch schriftliche Ergänzung seines Gutachtens noch im Rahmen seiner Anhörung die sich aus dem Privatgutachten ergebenden Einwendungen auszuräumen vermag, muss der Tatrichter im Rahmen seiner Verpflichtung zur Sachaufklärung gemäß § 412 ZPO ein weiteres Gutachten einholen (vgl. BGH Urteil vom 18.05.2009 IV ZR 57/08)..

Einem Parteiantrag auf Anhörung des gerichtlichen Sachverständigen ist auch dann stattzugeben, wenn das Gericht selbst keinen Erläuterungsbedarf sieht und nicht erwartet, dass der Gutachter seine Auffassung ändert (BGH Urteil vom 13.05.2009 - IV ZR 211/05).
Im Urkundenprozess dürfen dagegen gerichtliche Protokolle über Vernehmungen und Sachverständigengutachten aus einem vorangegangenen selbständigen Beweisverfahren nicht als Urkundenbeweis verwendet werden, soweit dadurch die unmittelbare Beweiserhebung durch die genannten Beweismittel ersetzt werden soll (BGH Urteil vom 18. September 2007 - XI ZR 211/06  - Rn. 19).
Hinweis: Ein Arbeitnehmer, der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall begehrt, hat darzulegen und zu beweisen, dass er arbeitsunfähig krank war. Diesen Beweis führt der Arbeitnehmer in der Regel durch Vorlage einer ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung im Sinne des § 5 Abs. 1 EFZG. Er kann diesen Beweis aber auch mit jedem anderen zulässigen Beweismittel führen (vgl. BAG NZA 1998, 396). Die ordnungsgemäß ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist der gesetzlich ausdrücklich vorgesehene und insoweit wichtigste Beweis für das Vorliegen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit. Einer solchen Bescheinigung kommt ein hoher Beweiswert zu. Dies ergibt sich aus der Lebenserfahrung. Der Tatrichter kann normalerweise den Beweis, dass krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit vorliegt, als erbracht ansehen, wenn der Arbeitnehmer im Rechtsstreit eine solche Bescheinigung vorlegt (BAG NZA 1998, 372). Die ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist von Gesetzes wegen, wenn die Arbeitsunfähigkeit länger als drei Kalendertage dauert, spätestens am darauf folgenden Arbeitstag vorzulegen (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EFZG). Der Arbeitgeber ist aber berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Bescheinigung "früher zu verlangen" (§ 5 Abs. 1 Satz 3 EFZG).

